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Landratsamt Mühldorf a. Inn

Aktenzeichen
Datum

FB 42-1711.01-25/2019
12.02.2021
Aktenvermerk
Standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls.
nach UVPG
Bioenergie Hölzl GbR, Niederloh 2, 84419 Schwindegg; 
Wesentliche Änderung der bestehenden Biogasanlage durch:

· Neuerrichtung einer Gärresttrocknungsanlage

· Neuerrichtung einer Einfriedung der Biogasanlage

· Änderung der Ausführung der Foliengasspeicher 1, 2 und 3

· Neuerrichtung einer Substrataufbereitungsanlage
· Änderung der Gaserzeugungsanlage durch Änderung der Einsatzstoffe in Art und Umfang sowie Änderung der Gaserzeugungsmenge

· Änderung der Gasverstromungsanlage durch Änderung der Bemessungsleistung

· Änderung des Leitungsverlaufes zur Entwässerung der Verkehrsflächen

· Einsatz einer mobilen Separation

auf dem Grundstück Fl.-Nrn. 1228, 1228/3 und 675 der Gemarkung Schwindegg;
_____________________

Die Biogasanlage befindet sich an der Hofstelle des Betreibers Hölzl auf den Flurstücken 1228 und 1228/3 der Gemarkung Schwindegg.

Die Biogasanlage befindet sich ca. 2,6 km südwestlich des Zentrums von Schwindegg, ca. 1,1 km nordöstlich des Zentrums von Schwindkirchen entfernt, nördlich unmittelbar an der Staatsstraße St 2084. Die Biogasanlage gehört zum Gemeindegebiet von 84419 Schwindegg und liegt im Landkreis Mühldorf a. Inn.
Das Grundstück grenzt im Westen an eine Wohnbebauung im Außenbereich, im Norden und Osten an landwirtschaftliche Nutzflächen und im Süden an die Staatsstraße St 2084 und darüber hinaus wieder an landwirtschaftliche Nutzflächen. Das Grundstück im Bereich des westlichen Fahrsilos und der Energiezentrale ist weitgehend eben, darüber hinaus liegt das Grundstück in einem Hang, der von Westen nach Osten um etwa 10 m fällt.

Die Biogasanlagen befindet sich auf den Fl.-Nrn. 1228, 1228/3 der Gemarkung Schwindegg. Sie befindet sich auf den Koordinaten (GK) RW: 4516866 m, HW: 5347234. Die Anlage befindet sich auf einer Höhe von ca. 471 m ü. NHN. 
2.1 der Anlage 3 zum UVPG

Bestehende Nutzung des Gebietes, insbesondere als Fläche für Siedlung und Erholung, für land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzung, für sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzung, Verkehr, Ver- und Entsorgung:
Allgemeine Angaben zum Verfahren siehe oben
Kriterien der Nr. 2.1 der Anlage 3 nicht Bestandteil der standortbezogenen Vorprüfung. 

2.2 der Anlage 3 zum UVPG

Reichtum, Verfügbarkeit, Qualität und Regenerationsfähigkeit der natürlichen Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Landschaft, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, des Gebiets und seines Untergrunds (Qualitätskriterien)

Allgemeine Angaben zum Verfahren siehe oben
Kriterien der Nr. 2.2 der Anlage 3 nicht Bestandteil der standortbezogenen Vorprüfung.
2.3 der Anlage 3 zum UVPG
Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer Berücksichtigung folgender Gebiete und von Art und Umfang des ihnen jeweils zugewiesenen Schutzes:

	· Natura 2000-Gebiete nach § 7 Absatz 1 Nummer 8 des Bundesnaturschutzgesetzes,

	· Naturschutzgebiete nach § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 2.3.1 erfasst,

	· Nationalparke nach § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 2.3.1 erfasst,

	· Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete nach den §§ 25 und 26 des Bundesnaturschutzgesetzes,

	· Naturdenkmäler nach § 28 des Bundesnaturschutzgesetzes,

	· geschützte Landschaftsbestandteile, einschließlich Alleen, nach § 29 des Bundesnaturschutzgesetzes,

	· Wasserschutzgebiete nach § 51 des Wasserhaushaltsgesetzes, Heilquellenschutzgebiete nach § 53 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes, Risikogebiete nach § 73 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie Überschwemmungsgebiete nach § 76 des Wasserhaushaltsgesetzes,

	· Gebiete, in denen die in den Gemeinschaftsvorschriften festgelegten Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind,

	· Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale Orte im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes,

	· in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmalensembles, Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der durch die Länder bestimmten Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeutende Landschaften eingestuft worden sind.
Im direkten Umfeld des Vorhabens befinden sich folgende geschützte Biotope:

· ID 7739-0196 (nordwestlich) „Waldbiotop“

· ID 7739-1080 (nordwestlich) „Schönbacher Wald“

· ID 7739-1192 (westlich) „Hecken u. Feldgehölze nördlich und nordöstlich von Schwindkirchen“

· ID 7739-1078 (südlich) „Goldbach“

· ID 7739-371 (südlich) „Isental mit Nebenbächen“

Im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens wurde ein Gutachten zur Luftreinhaltung gefordert. Das Gutachten der iMA Richter & Röckle GmbH & Co. KG vom 04.12.2020 (Projektnummer: 20-03-04-FR) ging am 23.12.2020 beim Landratsamt Mühldorf a. Inn ein. In der gutachterlichen Stellungnahme zur Luftreinhaltung wurde eine Ermittlung der zu erwartenden N-Depostion (kg/(ha*a)) durchgeführt.
Unter Einbeziehung des Gutachtens hat der Fachbereich Naturschutz am 13.01.2021 zum Verfahren Stellung bezogen. In dieser Stellungnahme wurde im ersten Schritt FFH-Lebensraumtyp (LRT) mit der höchsten N-Deposition betrachtet, um ggf. eine weitere LRTs mit geringerer N-Deposition für erhebliche Beeinträchtigungen kausal mit ausschließen zu können. 

Die N-Deposition mit dem höchsten Aufschlagswert lag hierbei im Bereich einer Silber-Weiden-Weichholzaue (LRT 91E0*, Biotop-Nr. 7739-1078-003) mit 0,68 vor. 
Der ermittelte Aufschlagswert liegt auch unter Berücksichtigung der Zuschlagsfaktoren gem. „Leitfaden zur Ermittlung und Bewertung von Stickstoffeinträgen der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz“ (Stand: 1 März 2012) deutlich unter den Critical Loads für Weichholz-Auwälder (LRT 91E0*, CL: 6 kg N / (ha*a)).
Eine Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes des FFH-Gebiets „Isental mit Nebenbächen“ kann somit ausgeschlossen werden. Da sämtliche weitere betroffenen LRTs ebenfalls Silber-Weiden-Weichholzauen (91E0*) sind, kann eine erhebliche Beeinträchtigung somit ebenfalls ausgeschlossen werden. 
Nach Stellungnahme des Naturschutzes vom 13.01.2021 ist somit eine erhebliche Beeinträchtigung der gesetzlich geschützten Biotope bzw. Landschaftsbestandteile nicht zu erwarten. 



Die Erschließung des Standortes hinsichtlich der Versorgung mit Wasser, Energie, Löschwasser sowie der Verkehrsanbindung an das regionale Straßennetz ist für alle Betriebszustände gesichert.
Die Auswirkungen auf die Schutzgüter, durch die antragsgegenständlichen Punkte, sind als insgesamt sehr gering einzustufen. 

Den Beeinträchtigungen und Auswirkungen stehen positive Auswirkungen der Biogasproduktion insbesondere auf die Schutzgüter Boden und Wasser durch die Produktion hochwertiger, Boden und Grundwasser schonender Düngemittelsubstitute, welche synthetische Dünger ersetzen können, gegenüber, Methanemissionen in die Atmosphäre werden durch die stationäre Gasfackel sowie durch die Abluftreinigung mittels Oxidations-Katalysator minimiert.
Mit Verfügbarkeit der neuen Gasmotoren mit reduzierten Gasverbräuchen, höheren Wirkungsgraden, geringeren Abgasvolumenströmen, geringeren Emissionskonzentrationen und folgerichtig geringeren Emissionsmassenströmen wird das Emissionsverhalten der Gasverstromung erheblich verbessert.

Unbelastetes Niederschlagswasser wird am Standort versickert und führt zu keiner Beeinträchtigung des Schutzguts Grundwasser; Oberflächengewässer sind nicht betroffen.

Durch die Umsetzung naturschutzfachlicher Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf dem Gelände der Biogaserzeugung erfolgt über den Ausgleich der ökologischen Funktion hinaus auch eine weitere Einbindung der Anlage in die umgebende Landschaft 

Die o.g. Gebiete werden somit von dem Vorhaben nicht bzw. nicht nachteilig betroffen:

Aufgrund der obigen überschlägigen Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage 2.3 zum UVPG aufgeführten Kriterien ist eine UVP nicht durchzuführen, da das Vorhaben           - insbesondere auch aufgrund der örtlichen Gegebenheiten - keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter haben wird.
Unabhängig davon erfolgt eine Prüfung der Übereinstimmung des Vorhabens mit dem materiellen Umweltrecht - ohne die zusätzlichen im wesentlichen verfahrensrechtlichen Anforderungen des UVPG - im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens. 

Gez. 

Reifert

